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  Netznutzungsvertrag  

(Entnahme)  

□ Netznutzer ist Lieferant (Lieferantenrahmenvertrag)  

□ Netznutzer ist Letztverbraucher  
 
Zwischen der 

Netze Duisburg GmbH, Bungertstr. 27, 47053 Duisburg 

(Name, Adresse)  

-nachfolgend „Netzbetreiber“ genannt  
und der 

 

 

-nachfolgend „Netznutzer“ genannt –  

-gemeinsam auch „Vertragspartner“ genannt  

wird folgender Vertrag geschlossen.  
 
 



 
 

 

Stand 16.04.2015  Seite 2 

Präambel  
Der vorliegende Netznutzungsvertrag wurde durch förmliche Festlegung der Bundesnetzagentur 
vorgegeben (Az. BK6-13-042, Beschl. v. 16.04.2015). Der Vereinbarung liegen das Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) sowie die auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen und be-
hördlichen Festlegungen in jeweils aktueller Fassung zu Grunde. Zukünftige Festlegungen wer-
den mit Datum ihres Inkrafttretens Bestandteil dieser Festlegung.  

§ 1 Vertragsgegenstand  

 

1. Dieser Vertrag regelt die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Vertragspartner im Zu-
sammenhang mit der Netznutzung.  
 

2. Die in diesem Vertrag enthaltenen Regelungen sind in ihrem Anwendungsbereich abschlie-
ßend, soweit nicht die Vertragspartner in beiderseitigem Einverständnis diesen Vertrag er-
gänzende oder abweichende Regelungen treffen und der Netzbetreiber den Abschluss die-
ser ergänzenden oder abweichenden Regelungen jedem Netznutzer diskriminierungsfrei an-
bietet und im Internet veröffentlicht. Abweichungen und Ergänzungen von diesem Standard-
vertrag sind in der Vertragsausfertigung sowie in der Veröffentlichung im Internet deutlich 
kenntlich zu machen. Der Abschluss dieser Regelungen darf nicht zur Bedingung für den 
Abschluss dieses Vertrages oder für die Gewährung des Netzzugangs gemacht werden.  
 

3. Der Netzbetreiber betreibt ein Elektrizitätsversorgungsnetz. Der Netznutzer begehrt als (unzu-
treffendes streichen)  

 
 Lieferant (Lieferantenrahmenvertrag)  

 Letztverbraucher  
 

Netzzugang zum Zweck der Entnahme von Elektrizität an einer oder mehreren Entnahme-
stellen, die an das Elektrizitätsversorgungsnetz des Netzbetreibers angeschlossen ist.  

 

4. Die Rechte und Pflichten nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sowie dem Gesetz 
für die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung (KWKG) 
bleiben durch diesen Vertrag unberührt.  

§ 2 Netzzugang  
 
1. Der Netzbetreiber verpflichtet sich, dem Netznutzer sein Netz diskriminierungsfrei zur Durch-

leitung elektrischer Energie zu Entnahmestellen zur Verfügung zu stellen. Er arbeitet im er-
forderlichen Umfang mit anderen Netzbetreibern zusammen, um den Zugang zum gesamten 
Elektrizitätsversorgungsnetz zu gewährleisten.  

 
2. Der Netznutzer vergütet den Netzbetreiber für die Netznutzung zum Zweck der Entnahme 

von Elektrizität sowie für weitere Leistungen aus diesem Vertrag gemäß der Preisregelung 
des § 7.  
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3. Bei Vorliegen eines „all-inclusive-Vertrages“ zwischen einem Lieferanten und einem Letzt-
verbraucher regelt dieser Vertrag auch die Ausgestaltung der Netznutzung durch den Liefe-
ranten zur Belieferung des betreffenden Letztverbrauchers. Der Lieferant schuldet in diesem 
Fall dem Netzbetreiber die anfallenden Netzentgelte. Erbringt ein Lieferant einem Letztver-
braucher gegenüber ausschließlich die Leistung Stromlieferung, bedarf es einer gesonderten 
Vereinbarung über die Leistung Netznutzung zwischen dem Letztverbraucher und dem 
Netzbetreiber für die betreffende Entnahmestelle. In diesem Fall schuldet der Letztverbrau-
cher dem Netzbetreiber die Netzentgelte. Der Letztverbraucher ist bei der Anmeldung ge-
sondert zu kennzeichnen.  

 
§ 3 Voraussetzungen der Netznutzung  

 

1. Entnahmestellen müssen in ein vertraglich begründetes Bilanzkreissystem einbezogen und 
jeweils eindeutig und zu jedem Zeitpunkt vollständig einem Bilanzkreis zugeordnet sein.  
 

2. Dem Netzbetreiber ist im Rahmen der Netznutzungsanmeldung der Bilanzkreis mitzuteilen, 
dem eine Entnahmestelle in der betreffenden Regelzone zuzuordnen ist.  

 
3. Voraussetzung für die Bearbeitung der Anmeldung durch den Netzbetreiber ist das wirksame 

Bestehen des betreffenden Bilanzkreises im Anmeldezeitpunkt und, sofern der anmeldende 
Lieferant nicht zugleich Bilanzkreisverantwortlicher des betreffenden Bilanzkreises ist, der 
vorherige Zugang einer elektronischen Zuordnungsermächtigung beim Netzbetreiber.  

 
§ 4 Geschäftsprozesse und Datenaustausch zur Abwicklung der Netznutzung  

 

1. Die Abwicklung der Netznutzung für Entnahmestellen erfolgt  

a. unter Anwendung der von der Bundesnetzagentur erlassenen „Festlegung einheitlicher 
Geschäftsprozesse und Datenformate zur Abwicklung der Belieferung von Kunden mit 
Elektrizität -GPKE“ (BK6-06-009) in jeweils geltender Fassung,  
 
b. unter Anwendung der von der Bundesnetzagentur erlassenen Festlegung „Marktregeln 
für die Durchführung der Bilanzkreisabrechnung Strom (MaBiS)“ (BK6-07-002) nebst der 
auf dieser Grundlage durch die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen vorgelegten 
und durch die Bundesnetzagentur veröffentlichten MaBiS-
Geschäftsprozessbeschreibungen in jeweils geltender Fassung sowie  
 
c. unter Anwendung der Festlegung zur Standardisierung von Verträgen und Geschäfts-
prozessen im Bereich des Messwesens (BK6-09-034) in jeweils geltender Fassung.  
 

2. Soweit ein elektronischer Datenaustausch zwischen den Vertragspartnern nach Maßgabe 
der vorgenannten Festlegungen durchzuführen ist, so erfolgt dieser in Anwendung von ver-
bändeübergreifend erarbeiteten Spezifikationen der Expertengruppe „EDI@Energy“, soweit 
diese zuvor Gegenstand einer durch die Bundesnetzagentur begleiteten Konsultation waren 
und im Anschluss durch die Bundesnetzagentur veröffentlicht worden sind.  
 

3. Regelungslücken, die sich in Anwendung der unter Absatz 1 genannten Festlegungen erge-
ben, werden die Vertragspartner unter Anwendung der jeweils zu den einzelnen Festlegun-
gen veröffentlichten „Umsetzungsfragen“ schließen, soweit diese mindestens unter Beteili-
gung von Vertretern der Netzbetreiber und Lieferanten erarbeitet wurden und als „konsensu-
al“ eingestuft sind.  
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§ 5 Registrierende Lastgangmessung, Zählerstandsgangmessung und Stan-
dartlastprofilverfahren 

 
1. Zur Feststellung der Leistungswerte bzw. Energiemenge je ¼-h-Messperiode für die Bilan-

zierung, Abrechnung der Netznutzung sowie Energieabrechnung werden Zeitreihen verwen-
det.  
 

2. Sofern nicht abweichende Grenzwerte nach § 12 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 3 Strom-
netzzugangsverordnung (StromNZV) Anwendung finden, verwendet der Netzbetreiber bei 
Zählpunkten in Niederspannung mit einer jährlichen Energieentnahme von bis zu 100.000 
kWh standardisierte Lastprofile oder soweit technisch möglich und gesetzlich vorgesehen ei-
ne Zählerstandsgangmessung zur Ermittlung der Energiemenge je ¼-h-Messperiode. In al-
len anderen Fällen erfolgt eine viertelstündige registrierende Lastgangmessung (RLM). Ab-
weichend von den vorstehenden Sätzen ist die Ermittlung der erforderlichen Zählerstände 
und Zeitreihen in den in § 18 Abs. 1 Sätzen 3 und 4 StromNZV bezeichneten Fällen auch 
rechnerisch oder durch Schätzung möglich.  
 

3. Lastprofilverfahren  
 

Der Netzbetreiber bestimmt, welches Standardlastprofilverfahren und welche Standardlast-
profile zur Anwendung kommen. Die Standardlastprofile setzt der Netzbetreiber auf der 
Grundlage  

• des synthetischen oder  

• des erweiterten analytischen  
 

Verfahrens ein (Unzutreffendes streichen).  

Der Netzbetreiber ordnet jeder Entnahmestelle ein dem Abnahmeverhalten entsprechendes 
Standardlastprofil zu und stellt eine Jahresverbrauchsprognose auf, die in der Regel auf dem 
Vorjahresverbrauch basiert. Hierbei sind die berechtigten Interessen des Lieferanten zu wah-
ren. Dem Lieferanten steht das Recht zu, unplausiblen Prognosen und Lastprofilzuordnun-
gen zu widersprechen und dem Netzbetreiber einen eigenen Vorschlag zu unterbreiten. 
Kommt keine Einigung zustande, legt der Netzbetreiber die Prognose über den Jahresver-
brauch und das Standardlastprofil fest. Die Zuordnung und Prognose teilt er dem Lieferanten 
nach erstmaliger Festlegung sowie im Falle jeglicher Änderung unverzüglich unter Beach-
tung der unter § 4 Abs. 1 genannten Festlegungen mit. Aus gegebenem Anlass, insbesonde-
re nach Durchführung der Turnusablesung, erfolgt durch den Netzbetreiber unverzüglich eine 
Überprüfung auf Richtigkeit der geltenden Jahresverbrauchsprognose und erforderlichenfalls 
eine Anpassung an die veränderten Umstände.  

 

4. RLM / Zählerstandsgangmessung  

Zur Ermittlung der Leistungswerte bzw. Energiemengen je ¼-h-Messperiode bei Entnahme-
stellen mit RLM oder Zählerstandsgangmessung verwendet der Netzbetreiber die ausgele-
senen und aufbereiteten Zeitreihen.  
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§ 6 Messung / Messwertübermittlung 
 
1. Der Messstellenbetrieb sowie die Messung sind Aufgabe des Netzbetreibers, soweit nicht ei-

ne anderweitige Vereinbarung nach § 21b EnWG getroffen worden ist. Der Netzbetreiber ist 
– soweit er grundzuständiger Messstellenbetreiber nach Satz 1 ist – mit Blick auf die Durch-
führung des Messstellenbetriebs Messgeräteverwender im Sinne des Eichrechts und ver-
antwortlich für die Einhaltung aller sich aus dem Eichrecht ergebenden Anforderungen und 
Verpflichtungen. Er bestätigt hiermit insoweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen nach § 33 
Abs. 2 MessEG.  

 
2. Es ist Aufgabe des Netzbetreibers, die Zählpunkte zu verwalten, die abrechnungsrelevanten 

Messwerte zu verarbeiten, aufzubereiten und an die berechtigten Stellen weiterzuleiten.  
 
3. Die Messwerte bilden die Grundlage für die Bilanzierung sowie für die Abrechnung der Netz-

nutzung.  
 

4. Bei fehlenden Messwerten werden Ersatzwerte nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik gebildet. Sie sind als solche zu kennzeichnen.  

 
5. Die Erhebung und Übermittlung der Messwerte an den Lieferanten erfolgt in den Fallgruppen 

und Fristen gemäß der Festlegung GPKE in jeweils geltender Fassung. Die Messeinrichtun-
gen für Entnahmestellen von Kunden mit Standardlastprofil werden in möglichst gleichen 
Zeitabständen, die 12 Monate nicht wesentlich überschreiten dürfen, nach einem vom Netz-
betreiber festzulegenden Turnus und Zeitpunkt abgelesen. Liegt eine Vereinbarung zwischen 
Lieferant und Letztverbraucher nach § 40 Abs. 3 Satz 2 EnWG vor, sind die sich daraus er-
gebenden abweichenden Vorgaben zum Turnus zu beachten. Die Verwendung rechnerisch 
abgegrenzter Messwerte kommt nur dann in Betracht, wenn eine Erhebung tatsächlicher 
Messwerte durch den Netzbetreiber oder durch einen sonstigen Messdienstleister nicht in 
angemessener Zeit möglich ist und wenn für den maßgeblichen Zeitpunkt auch durch den 
Netznutzer bzw. Lieferanten keine plausiblen Zählerstände in angemessener Zeit übermittelt 
worden sind.  
 

6. Die Nachprüfung von Messeinrichtungen sowie das Vorgehen bei Messfehlern erfolgen nach 
den §§ 20, 21 StromNZV sowie unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik. Ein unter Berücksichtigung der danach korrigierten Messwerte gegenüber dem 
Netznutzer zu viel oder zu wenig berechneter Betrag ist zu erstatten oder nach zu entrichten. 
Ansprüche sind auf den der Feststellung des Fehlers vorausgehenden Ablesezeitraum be-
schränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum fest-
gestellt werden. In diesem Fall ist der Anspruch auf längstens drei Jahre beschränkt.  

 
7. In der Regel erfolgt die Messung auf der Netzebene des vertraglich vereinbarten Netzan-

schlusspunktes. Bei Abweichungen von diesem Grundsatz werden die bei der Messung nicht 
erfassten Verluste durch einen angemessenen Korrekturfaktor bei den Messwerten berück-
sichtigt. Die Ergebnisse werden gemäß den anerkannten Regeln der Technik einem virtuel-
len Zählpunkt zugewiesen, dessen Werte Grundlage für die weitere Abrechnung (Bilanzie-
rung, Netznutzungsabrechnung) sind. Der angewandte Korrekturfaktor, der den tatsächlich 
zu erwartenden Umspannverlusten bestmöglich zu entsprechen hat, ist dem Lieferanten im 
Rahmen der elektronischen Marktkommunikation zu übermitteln.  

 
 
§ 7 Entgelte  
 
1. Der Netznutzer zahlt für die Leistungen des Netzbetreibers die Entgelte nach Maßgabe der 

geltenden auf der Internetseite des Netzbetreibers veröffentlichten Preisblätter. In diesen 
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sind die Kosten für die Inanspruchnahme der vorgelagerten Netzebenen enthalten. Darüber 
hinaus stellt der Netzbetreiber dem Netznutzer die jeweils gültigen gesetzlich vorgesehenen 
Steuern und sonstige hoheitlich veranlasste oder gesetzliche Belastungen wie Abgaben und 
Umlagen mit dem Netzentgelt in Rechnung. Betreibt der Netzbetreiber ein geschlossenes 
Verteilernetz kann er dem Netznutzer anteilig für dessen Entnahme die dem vorgelagerten 
Netzbetreiber der allgemeinen Versorgung geschuldeten Steuern und sonstigen hoheitlich 
veranlassten oder gesetzlichen Belastungen im Rahmen der Netznutzungsabrechnung in 
Rechnung stellen.  
 

2. Neben dem Netzentgelt stellt der Netzbetreiber dem Netznutzer für jede Entnahmestelle ein 
Entgelt für die Abrechnung der Netznutzung und, soweit er Messstellenbetreiber bzw. Mess-
dienstleister ist, für den Messstellenbetrieb und die Messung in Rechnung. Die Höhe dieser 
Entgelte ist den geltenden auf der Internetseite des Netzbetreibers veröffentlichten Preisblät-
tern zu entnehmen. Die Entgelte nach Satz 1 sind Jahresentgelte.  

 
3. Die Abrechnung der Vergütung von Strom und anderer Entgelte nach dem EEG und dem 

KWKG, die Vereinbarung individueller Netzentgelte nach § 19 der Stromnetzentgeltverord-
nung (StromNEV) sowie die Vergütung von Systemdienstleistungen sind nicht Gegenstand 
dieses Vertrages.  

 
4. Der Netzbetreiber ist zur Anpassung der Entgelte berechtigt oder verpflichtet, soweit sich eine 

solche aus gesetzlicher, behördlicher oder gerichtlicher Vorgabe ergibt.  
 

5. Der Netzbetreiber ist bei einer Festlegung oder Anpassung der Erlösobergrenzen nach Maß-
gabe der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) berechtigt, die Netzentgelte anzupassen, 
soweit sich daraus eine Erhöhung der Netzentgelte ergibt. Er ist zur Anpassung der Netzent-
gelte verpflichtet, soweit sich daraus eine Absenkung der Netzentgelte ergibt. Der Netzbetrei-
ber wird in den vorgenannten Fällen die Netzentgelte jeweils gemäß den Vorschriften der 
ARegV sowie des Teils 2, Abschnitte 2 und 3 StromNEV anpassen.  

 
6. Eine Anpassung der Netzentgelte erfolgt immer zum 1. Januar eines Kalenderjahres, soweit 

nicht durch Gesetz, behördliche oder gerichtliche Entscheidung etwas anderes vorgegeben 
ist. Kann der Netzbetreiber zum 15. Oktober des laufenden Jahres nur voraussichtliche Ent-
gelte benennen, gelten diese ab dem 1. Januar des neuen Kalenderjahres endgültig, sofern 
der Netzbetreiber keine endgültigen Netzentgelte veröffentlicht hat.  

 
7. Sollten neben den Netzentgelten erhobene Abgaben und Umlagen eingeführt, abgeschafft 

oder geändert werden, wirkt die Änderung mit Wirkung zu dem gesetzlich oder sonst hoheitlich 
hierfür vorgesehenen Zeitpunkt.  

 
8. Der Netzbetreiber informiert den Netznutzer unverzüglich über alle voraussichtlich benannten 

oder angepassten Entgelte. Vorbehaltlich einer regulierungsbehördlichen Festlegung zur An-
wendung marktweiter Prozesse zur Übermittlung eines elektronischen Preisblatts hat der 
Netzbetreiber die Informationspflicht nach Satz 1 durch Übermittlung eines elektronischen und 
automatisiert auswertbaren Dokumentes zu erfüllen.  

 
9. Der Netzbetreiber stellt dem Netznutzer die auf die Entnahme entfallende, der jeweiligen Ge-

meinde geschuldete Konzessionsabgabe nach Maßgabe der auf Internetseite des Netzbetrei-
bers veröffentlichten Preisblätter im Rahmen der Netznutzungsabrechnung in Rechnung. Die 
Höhe der Konzessionsabgabe richtet sich nach dem jeweils mit der betreffenden Gemeinde 
vereinbarten Konzessionsabgabensatz gemäß Konzessionsabgabenverordnung (KAV). Er-
hebt der Netznutzer Anspruch auf eine niedrigere Konzessionsabgabe oder eine Befreiung 
hiervon, weist er dem Netzbetreiber die Berechtigung durch einen Nachweis in nach der Kon-
zessionsabgabenverordnung geeigneter Form nach. Der Netzbetreiber erstattet dem Netznut-
zer zu viel gezahlte Konzessionsabgaben. Soweit nach einer Entnahmestelle eine Weiterver-
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teilung im Sinne des § 2 Abs. 8 der KAV erfolgt und dies dem Netznutzer bekannt ist, ist er 
verpflichtet, dies dem Netzbetreiber mitzuteilen und ggf. die erforderlichen Angaben zur Ermitt-
lung der Höhe der auf die Entnahme entfallenden Konzessionsabgabe zur Verfügung zu stel-
len.  

 
10. Der Netzbetreiber informiert den Netznutzer/Lieferanten über die in seinem Netzgebiet gülti-

gen Schwachlastzeiten und veröffentlicht diese in einem automatisiert auswertbaren Format 
im Internet. Über Änderungen der Schwachlastzeiten informiert der Netzbetreiber unverzüg-
lich. Beansprucht der Netznutzer eine verringerte Konzessionsabgabe zur Belieferung mit 
Strom im Rahmen eines Schwachlasttarifes nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 KAV, ist hierfür Vorausset-
zung, dass an der betreffenden Entnahmestelle der Schwachlastverbrauch gemäß den im In-
ternet veröffentlichten Schwachlastzeiten des Netzbetreibers separat gemessen wird und der 
Lieferant dem Letztverbraucher einen Schwachlasttarif gewährt. Der Netznutzer teilt dem 
Netzbetreiber die betreffende Entnahmestelle gesondert mit.  

 
11. Alle Entgelte unterliegen dem im Liefer-oder Leistungszeitpunkt jeweils gültigen gesetzlichen 

Umsatzsteuersatz.  
 

§ 8 Abrechnung, Zahlung und Verzug  

 

1. Grundsätzlich rechnet der Netzbetreiber die Entgelte nach § 7 bei Standardlastprofilkunden 
jährlich und bei Entnahmestellen mit fortlaufend registrierender ¼-h-Leistungsmessung (RLM) 
vorläufig monatlich ab.  
 

2. Der Abrechnungszeitraum für RLM-Kunden beginnt zum 1. Januar eines Kalenderjahres und 
endet nach Ablauf des Kalenderjahres. Beginn und Ende des Abrechnungszeitraums bei SLP-
Kunden bestimmt der Netzbetreiber.  

 
3. Die Abrechnung der RLM-Entnahmestellen erfolgt grundsätzlich nach dem Jahresleistungspreis-

system. Die Ermittlung des Netzentgeltes für RLM-Entnahmestellen erfolgt auf Basis der Jah-
reshöchstleistung des Strombezugs sowie der Jahresenergie an dieser Entnahmestelle. Jahres-
höchstleistung ist der höchste im Kalenderjahr gemessene und kaufmännisch gerundete ¼-h-
Mittelwert der Wirkleistung. Die Jahresenergie ist die im Abrechnungsjahr bezogene elektrische 
Wirkenergie. Bei der Einordnung der Entnahmestelle in das Preissystem der Jahreshöchstleis-
tung entsprechend der Benutzungsstundenzahl berücksichtigt der Netzbetreiber die im Abrech-
nungsjahr erwartete maximale Höchstleistung angemessen.  
 

4. Der Jahresleistungspreis wird tagesscharf entsprechend des Anteils der Zuordnung des Netz-
nutzers am Abrechnungszeitraum berechnet. Die Berechnungsbasis entspricht bei Schaltjahren 
366 Tagen, im Übrigen 365 Tagen.  
 

5. Die Abrechnung der RLM-Entnahmestellen nach dem Jahresleistungspreissystem erfolgt monat-
lich vorläufig und nachschüssig auf Grundlage der Messwerte des jeweiligen Monats. Sofern im 
betreffenden Abrechnungsmonat eine höhere als die bisher im aktuellen Kalenderjahr erreichte 
Höchstleistung auftritt, erfolgt in diesem Abrechnungsmonat oder am Ende des Abrechnungs-
zeitraums eine Nachberechnung der Differenz zwischen der bisher berechneten und neuen 
Höchstleistung für die vorausgegangenen Monate des aktuellen Abrechnungszeitraums. Auch 
im Fall eines unterjährigen Wechsels des Netznutzers stellt der Netzbetreiber die Differenz dem 
gegenwärtigen Netznutzer in Rechnung. Satz 3 gilt entsprechend im Fall von Nachberechnun-
gen aufgrund einer geänderten Benutzungsstundenzahl.  
 

6. Im Falle eines unterjährigen Wechsels des Anschlussnutzers sowie der unterjährigen Inbetrieb-
nahme oder Stilllegung einer Entnahmestelle erfolgt die Berechnung des Leistungspreises un-
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geachtet der vorstehenden Absätze anteilig nur unter Berücksichtigung der im Zeitraum der An-
schlussnutzung gemessenen Höchstleistung. Das kalenderjährliche Ende des Abrechnungszeit-
raums bleibt hiervon unberührt.  
 

7. Sofern ein Netznutzer mit einer zeitlich begrenzten hohen Leistungsaufnahme i.S.v. § 19 Abs. 1 
StromNEV einen Wechsel in das ihm vom Netzbetreiber anzubietende Monatsleistungspreissys-
tem wünscht, teilt er dies dem Netzbetreiber verbindlich einen Monat vor Beginn des Abrech-
nungszeitraumes mit. Die Einteilung ist jeweils für das laufende Abrechnungsjahr bindend. Bei 
Nutzung des Monatsleistungspreissystems gelten die vorgenannten Absätze entsprechend für 
die Ermittlung des Monatsleistungspreises 
 

8. Der Netzbetreiber ist berechtigt, für Entnahmestellen mit Standardlastprofil monatliche nach-
schüssige Abschlagszahlungen für die in Abs. 1 genannten Entgelte zu verlangen. Ändern sich 
die für die Berechnung der Abschlagszahlungen relevanten Parameter (z. B. Preise, Jahres-
prognose, Wegfall von Leistungen durch den Netzbetreiber wie Messstellenbetrieb oder Mess-
dienstleistung) können die Vertragspartner auch unterjährig eine Anpassung der Abschlagszah-
lungen verlangen.  

 
9. Entgelte des Netzbetreibers, die auf Jahresbasis erhoben werden, sind im Fall eines unterjähri-

gen Wechsels des Netznutzers gegenüber den betroffenen Netznutzern tagesscharf anteilig 
gemäß der Dauer des jeweiligen Zuordnungszeitraumes zu berechnen. Die Berechnungsbasis 
entspricht bei Schaltjahren 366 Tagen, im Übrigen 365 Tagen.  

 
10. Rechnungen und Abschlagsberechnungen werden zu dem vom Netzbetreiber angegebenen 

Zeitpunkt fällig, frühestens jedoch zehn Werktage nach Zugang der Zahlungsaufforderung. Vom 
Netzbetreiber zu leistende Rückerstattungen werden spätestens zehn Werktage nach dem Aus-
stellungsdatum fällig. Bei einem verspäteten Zahlungseingang sind die Vertragspartner berech-
tigt, Verzugszinsen gemäß den gesetzlichen Regelungen zu berechnen. Die Geltendmachung 
eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt vorbehalten. Der Netzbetreiber ist berechtigt, 
Verzugskosten pauschal gemäß der auf der Internetseite des Netzbetreibers veröffentlichten 
Preisblätter in Rechnung zu stellen. Dem Netznutzer bleibt es unbenommen, einen tatsächlich 
geringeren Verzugsschaden nachzuweisen.  

 
11. Einwände gegen die Richtigkeit der Rechnung und Abschlagsberechnung berechtigen zum 

Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines 
Fehlers besteht.  

 
12. Gegen Forderungen des jeweils anderen Vertragspartners kann nur mit unbestrittenen oder 

rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.  
 
13. Die Netznutzungsabrechnung ist gemäß der Festlegung GPKE in elektronischer Form abzuwi-

ckeln, sofern Netzbetreiber oder Netznutzer es verlangen.  
 
14. Werden Fehler in der Ermittlung von Rechnungsbeträgen oder in den der Rechnung zugrunde 

liegenden Daten festgestellt, so ist eine Überzahlung vom Netzbetreiber zu erstatten oder ein 
Fehlbetrag vom Netznutzer nachzuentrichten.  

 
15. Die Zahlung von Entgelten, Steuern und sonstigen Belastungen nach diesem Vertrag erfolgt 

durch (unzutreffendes streichen):  
a. Lastschrift,  
b. Überweisung,  
c. Sonstiges: _______________________________  
 

16. Der Netzbetreiber ist berechtigt Zahlungen Dritter abzulehnen.  
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§ 9 Ausgleich von Jahresmehr-/ Jahresmindermengen  
 

1. Der Netzbetreiber ermittelt nach der endgültigen Erhebung der abrechnungsrelevanten Mess-
werte und Daten die Mehr-/Mindermengen.  
 

2. Mehrmengen entstehen innerhalb des Abrechnungszeitraumes als Differenzmenge, sofern 
durch den SLP-Kunden weniger elektrische Arbeit entnommen wurde als diejenige Menge, die 
sich aus den prognostizierten Lastprofilen ergibt und die bilanziert wurde. Mindermengen ent-
stehen innerhalb des Abrechnungszeitraumes als Differenzmenge, sofern durch den SLP-
Kunden mehr elektrische Arbeit entnommen wurde als diejenige Menge, die sich aus den prog-
nostizierten Lastprofilen ergibt und die bilanziert wurde. Mehrmengen vergütet der Netzbetreiber 
dem Lieferanten; Mindermengen stellt der Netzbetreiber dem Lieferanten in Rechnung. 

 
3. Die Abrechnung der Mehr-/Mindermengen durch den Netzbetreiber erfolgt ab dem 01.04.2016 in 

Anwendung des von den Verbänden AFM+E, BDEW, BNE sowie VKU erarbeiteten Leitfadens 
„Prozesse zur Ermittlung und Abrechnung von Mehr/Mindermengen Strom und Gas“ vom 14. 
Oktober 2014. In der Übergangszeit bis zum 01.04.2016 erfolgt die Abrechnung der Mehr-
/Mindermengen durch den Netzbetreiber weiterhin nach dem im Beschlusszeitpunkt dieser Fest-
legung praktizierten Verfahren.  

 
4. Die energiesteuerfreie Abrechnung der Mehr-/Mindermengen im Verhältnis zwischen Netzbe-

treiber und dem Lieferanten erfolgt nur, wenn dem einen Vertragspartner eine Anmeldung nach 
§ 38 Abs. 3 Energiesteuergesetz (EnergieStG) des zuständigen Hauptzollamtes dem jeweils an-
deren Vertragspartner vorliegt. Jede Änderung in Bezug auf die Anmeldung, z.B. deren Widerruf 
durch das zuständige Hauptzollamt, ist dem jeweils anderen Vertragspartner unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen.  
 
§ 10 Störungen und Unterbrechungen der Netznutzung 

  

1. Soweit der Netzbetreiber durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung ihm 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist, die Netznutzung und die damit ver-
bundenen Dienstleistungen zu erbringen, ruhen die Verpflichtungen aus diesem Vertrag solan-
ge, bis die Hindernisse beseitigt sind. 
 

2. Die Netznutzung kann außerdem unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnot-
wendiger Arbeiten oder zur Vermeidung eines drohenden Netzzusammenbruchs erforderlich ist. 
Der Netzbetreiber unternimmt alle zumutbaren Anstrengungen, die Störung unverzüglich zu be-
heben. Bei planbaren Unterbrechungen berücksichtigt er die Interessen des Netznutzers ange-
messen.  
 

3. Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Netznutzung sowie die damit verbundenen Dienstleistungen 
ohne vorherige Androhung fristlos zu unterbrechen und den Anschluss vom Netz zu trennen, 
wenn die Unterbrechung erforderlich ist,  
a. um eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Sachen von erheblichem 
Wert abzuwenden,  
b. um die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung von Messein-
richtungen zu verhindern,  
c. um zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschlussnehmer oder -nutzer oder störende 
Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlossen sind oder  
d. weil eine Einspeise-oder Entnahmestelle keinem Bilanzkreis mehr zugeordnet ist.  
 

4. Die Möglichkeit des Netzbetreibers, in den Fällen des § 24 Abs. 2 der Niederspannungsan-
schlussverordnung (NAV), des § 19 der Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV) sowie 
in sonstigen gesetzlich vorgesehen Fällen unter den dort jeweils benannten Voraussetzungen 
Unterbrechungen vorzunehmen, die auch notwendiger Weise Auswirkungen auf die Möglichkeit 
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zur Netznutzung einer oder mehrerer der von diesem Vertrag umfassten Entnahmestellen haben 
können, bleibt unberührt.  
 

5. Für den Fall der Unterbrechung von RLM-Entnahmestellen informiert der Netzbetreiber den 
Netznutzer auf begründetes Verlangen frühestmöglich über die Unterbrechung, deren Grund 
und die voraussichtliche Dauer, soweit der Netznutzer das Verlangen dem Netzbetreiber zuvor 
in Textform mitgeteilt hat.  
 

6. Ist der Netznutzer ein Lieferant, unterbricht der Netzbetreiber auf dessen Anweisung die Netz-
und Anschlussnutzung eines vom Lieferanten belieferten Letztverbrauchers im Elektrizitätsver-
sorgungsnetz des Netzbetreibers längstens innerhalb von sechs Werktagen, wenn der Lieferant 
dem Netzbetreiber glaubhaft versichert, dass er  
 
a. dem Anschlussnutzer gegenüber hierzu vertraglich berechtigt ist,  
b. die Voraussetzungen für eine Unterbrechung der Anschlussnutzung vorliegen und  
c. dem Kunden des Lieferanten keine Einwendungen oder Einreden zustehen, die die Voraus-
setzungen der Unterbrechung der Anschlussnutzung entfallen lassen.  
 
Der Lieferant stellt den Netzbetreiber hiermit von sämtlichen Schadenersatzansprüchen frei, die 
sich aus einer unberechtigten Unterbrechung ergeben können. Die Anweisung zur Sperrung er-
folgt gemäß dem Auftrag zur Unterbrechung der Anschlussnutzung (Anlage). Mit Übermittlung 
der Anweisung sichert der Lieferant dem Netzbetreiber das Vorliegen der oben genannten Vo-
raussetzungen zu.  
 

7. Ist nach § 21b EnWG ein Dritter mit dem Messstellenbetrieb beauftragt worden, wird der Netzbe-
treiber gemäß § 4 Abs. 6 Messzugangsverordnung (MessZV) von diesem die für eine Durchfüh-
rung der Unterbrechung notwendigen Handlungen verlangen oder sie selbst durchführen.  
 

8. Der Netzbetreiber hat die Unterbrechung des Netzanschlusses und der Anschlussnutzung un-
verzüglich aufzuheben, sobald die Gründe für die Unterbrechung entfallen sind und der An-
schlussnehmer oder -nutzer oder im Falle des Abs. 6 der Lieferant oder der Anschlussnutzer die 
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung des Anschlusses und der Anschlussnutzung 
ersetzt hat oder der Lieferant den Auftrag zur Entsperrung erteilt hat.  
 

9. Die Kosten für die Unterbrechung und die Wiederherstellung der Netz-bzw. Anschlussnutzung 
können pauschal berechnet werden. Sie sind auf der Internetseite des Netzbetreibers zu veröf-
fentlichen. Auf Verlangen des Netznutzers ist der Netzbetreiber verpflichtet, die Berechnungs-
grundlage nachzuweisen. Die Möglichkeit des Netznutzers, geringere Kosten nachzuweisen, 
bleibt unberührt.  
 

10. Der Netzbetreiber haftet nicht für die Schäden, die dem Netznutzer dadurch entstehen, dass die 
Unterbrechung oder die Wiederherstellung der Netznutzung aus Gründen, die der Netzbetreiber 
nicht zu vertreten hat, nicht möglich ist.  
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§ 11 Vorauszahlung  
 

1. Der Netzbetreiber verlangt in begründeten Fällen vom Netznutzer, für Ansprüche aus diesem 
Vertrag die Zahlung im Voraus zu entrichten. Die Leistung der Vorauszahlung ist gegenüber 
dem Netznutzer in Textform zu begründen.  

 
2. Ein begründeter Fall wird insbesondere angenommen, wenn  
 

a. der Netznutzer mit einer fälligen Zahlung in nicht unerheblicher Höhe in Verzug geraten ist 
und auch auf eine nach Verzugseintritt erklärte schriftliche Aufforderung unter Androhung des 
Entzuges des Netzzugangs nicht oder nicht vollständig gezahlt hat,  

b. der Netznutzer zweimal in zwölf Monaten mit einer fälligen Zahlung in Verzug war,  
c. gegen den Netznutzer Zwangsvollstreckungsmaßnahmen wegen Geldforderungen (§§ 803 -

882a ZPO) eingeleitet sind,  
d. aufgrund der Sachlage unter Würdigung der Gesamtumstände die Besorgnis besteht, dass er 

den Verpflichtungen aus diesem Vertrag nicht, nicht vollständig oder nur verzögert nachkom-
men wird und der Netznutzer dies nicht innerhalb von fünf Werktagen nach der Anforderung 
der Zahlung im Voraus durch einen geeigneten Nachweis seiner Bonität entkräftet oder  

e. ein früherer Netznutzungsvertrag zwischen dem Netzbetreiber und dem Netznutzer in den 
letzten zwei Jahren vor Abschluss dieses Vertrages nach § 13 Abs. 5 wirksam gekündigt 
worden ist.  

 
3. Die Zahlung für die Netznutzung des folgenden Monats (Liefermonat) ist auf Anforderung des 

Netzbetreibers im Voraus in voller Höhe zu entrichten.  
 

a. Der Netzbetreiber kann eine monatliche, zweiwöchentliche oder wöchentliche Vorauszahlung 
verlangen.  

b. Die Höhe der Vorauszahlung wird monatlich angepasst und entspricht den voraussichtlich an-
fallenden Entgelten für die vom Netznutzer für einen Monat in Anspruch genommene Netz-
nutzung. Dabei hat der Netzbetreiber Änderungen im aktuellen Kundenbestand sowie die 
Umstände des Einzelfalles angemessen zu berücksichtigen. Der Netzbetreiber teilt dem 
Netznutzer die Höhe der monatlichen sowie der jeweils entsprechend dem gewählten Zeit-
raum zu leistenden Vorauszahlung jeweils bis zum 13. Werktag (Werktagsdefinition gemäß 
GPKE-Festlegung) mit. Die Vorauszahlung ist mit Wertstellung zum 3. Werktag des Liefer-
monats und bei wöchentlicher Vorauszahlung bis zum letzten Werktag der der Lieferwoche 
vorausgehenden Woche auf das Konto des Netzbetreibers zu zahlen.  

c.  Die Vorauszahlung wird monatlich bis zum 13. Werktag des Folgemonats abgerechnet und 
entstehende Salden werden ohne Verrechnung mit anderen Forderungen monatlich ausgegli-
chen.  

d.  Wenn die Vorauszahlung nicht, nicht vollständig oder nicht fristgerecht gezahlt wird, ist der 
Netzbetreiber zur fristlosen Kündigung des Netzzugangs berechtigt.  

 
4. Der Netzbetreiber hat das Bestehen eines begründeten Falles im Sinne des § 11 Abs. 1 halb-

jährlich, frühestens sechs Monate ab der ersten Vorauszahlung, zu überprüfen. Der Netznutzer 
kann eine Einstellung der Vorauszahlungsregelung frühestens nach achtzehn Monaten fordern, 
sofern kein begründeter Fall im Sinne des Absatzes 1 mehr vorliegt und innerhalb der vorange-
gangenen achtzehn Monate die Zahlungen des Netznutzers fristgerecht und in voller Höhe ein-
gegangen sind. Der Netzbetreiber bestätigt dem Netznutzer, wenn die Voraussetzungen für die 
Vorauszahlung nicht mehr bestehen. Die Pflicht zur Vorauszahlung endet mit Zugang der Bestä-
tigung 
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§ 12 Haftung  
 

1. Der Netzbetreiber haftet für Sach-und Vermögensschäden, die dem Netznutzer durch die Unter-
brechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Netznutzung in allen Spannungsebenen entste-
hen, nach Maßgabe des § 25a StromNZV i.V.m. § 18 NAV§§ 13 und 14 EnWG bleiben unbe-
rührt. Die Vertragspartner vereinbaren eine Begrenzung des Haftungshöchstbetrages im Sinne 
von § 18 Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 4 und Abs. 4 S. 1NAV.  
 

2. Im Übrigen haften die Vertragspartner einander für Sach-und Vermögensschäden, die aus einer 
schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten herrühren. Die Haftung ist im Fall leicht 
fahrlässigen Verschuldens auf vertragstypische, vorhersehbare Schäden begrenzt. Im Fall der 
Verletzung nicht wesentlicher Vertragspflichten haften die Vertragspartner einander nur für vor-
sätzliches und grob fahrlässiges Handeln, wobei die Haftung für grob fahrlässig verursachte 
Sach-und Vermögensschäden auf den vertragstypisch, vorhersehbaren Schaden begrenzt ist.  

 
a. Unter wesentlichen Vertragspflichten werden hier die Verpflichtungen verstanden, deren Er-

füllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf.  

b. Vertragstypische, vorhersehbare Schäden sind solche, die der Vertragspartner bei Vertrags-
schluss als mögliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berück-
sichtigung der Umstände, die ihm bekannt waren oder die er hätte kennen müssen, bei An-
wendung der verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen müssen.  

 
3. Die Vertragspartner haften einander für Schäden aus der schuldhaften Verletzung des Lebens, 

des Körpers oder der Gesundheit.  
 

4. Eine Haftung der Vertragspartner nach zwingenden Vorschriften des Haftpflichtgesetzes und 
anderen Rechtsvorschriften bleibt unberührt.  

 
5. Die Abs. 1 bis 5 gelten auch zugunsten der gesetzlichen Vertreter, Arbeitnehmer sowie der 

Erfüllungs-oder Verrichtungsgehilfen der Vertragspartner, soweit diese für den jeweiligen Ver-
tragspartner Anwendung finden.  
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§ 13 Vertragslaufzeit und Kündigung  
 

1. Der Netznutzungsvertrag tritt am 01. Januar 2016/mit Unterzeichnung (nicht zutreffendes 
streichen) in Kraft und läuft auf unbestimmte Zeit.  

 
2. Der Netznutzer kann den Vertrag mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalender-

monats kündigen.  
 

3. Mit der Kündigung endet das Recht des Netznutzers zur Netznutzung unmittelbar, sonstige 
Rechte und Pflichten aus dem Netznutzungsverhältnis enden mit Begleichung sämtlicher 
Forderungen. In der Niederspannung angeschlossene Entnahmestellen werden gemäß den 
Vorgaben der GPKE (Prozess Ersatzversorgung) dem Ersatz-/Grundversorger zugeordnet. 
Den Anschluss von Entnahmestellen, die nicht einem anderen Bilanzkreis zugeordnet werden 
können, kann der Netzbetreiber gemäß § 10 Abs. 3 d) unterbrechen.  
 

4. Der Netzbetreiber kann diesen Vertrag mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Ka-
lendermonats kündigen, soweit eine Pflicht zum Netzzugang auf der Grundlage des EnWG, 
der StromNZV oder anderer Rechtsvorschriften nicht oder nicht mehr besteht oder gleichzei-
tig mit der Kündigung der Abschluss eines neuen Netznutzungsvertrages angeboten wird, der 
den Anforderungen des EnWG, der StromNZV und anderer Rechtsvorschriften entspricht.  

 
5. Beide Vertragspartner können diesen Vertrag fristlos aus wichtigem Grund kündigen. Ein 

wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn  
 
a. gegen wesentliche Bestimmungen dieses Vertrages wiederholt trotz Abmahnung unter 

Androhung des Entzugs des Netzzugangs schwerwiegend verstoßen wird oder 
b. der Netznutzer seiner Verpflichtung zur Vorauszahlung nicht, nicht vollständig oder nicht 

fristgerecht nachkommt. Der Netzbetreiber hat die fristlose Kündigung unverzüglich 
schriftlich der Regulierungsbehörde mitzuteilen. 
 

6. Die Kündigung bedarf der Schriftform. Ist der Netznutzer ein Letztverbraucher, ist er berech-
tigt, seinen gesamten Strombezug über das Netz des Netzbetreibers auf die ausschließliche 
Versorgung durch einen Stromlieferanten, der einen Netznutzungsvertrag mit dem Netzbe-
treiber unterhält, im Rahmen eines „All-inclusive-Vertrages“ umzustellen. Einer solchen Um-
stellung steht es gleich, wenn der Letztverbraucher durch den Netzbetreiber dem Ersatzver-
sorger als Lieferanten zugeordnet wird. Der Netznutzungsvertrag des Letztverbrauchers en-
det automatisch zum Beginn des Strombezuges im Rahmen des „All-inclusive-Vertrages“.  
 

7. Eine zwischen den Vertragspartnern abgeschlossene EDI-Vereinbarung besteht nach der 
Kündigung des Netznutzungsvertrages bis zur endgültigen Abwicklung der Entgeltabrech-
nung fort. Nach Begleichung sämtlicher Forderungen endet die EDI-Vereinbarung automa-
tisch.  
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§ 14 Ansprechpartner  
 
Die Vertragspartner benennen ihre Ansprechpartner und deren jeweilige Erreichbarkeit durch 
beiderseitigen Austausch des Formulars „Muster_Kontaktdaten_Ansprechpartner.xls“

 
in elektro-

nischer Form. Änderungen werden unverzüglich ausgetauscht. Die Änderungen sind zu kenn-
zeichnen.  

§ 15 Datenaustausch und Vertraulichkeit  

 

1. Der Datenaustausch im Rahmen der Netznutzungsabwicklung erfolgt in den von der Bun-
desnetzagentur vorgegebenen Nachrichtenformaten und Fristen.  
 

2. Die Vertragspartner werden die im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages 
erhobenen, übermittelten oder zugänglich gemachten Daten unter Beachtung der gesetzli-
chen und datenschutzrechtlichen Bestimmungen vertraulich behandeln. Die Vertragspartner 
sind berechtigt, Verbrauchs-, Abrechnungs-und Vertragsdaten, insbesondere für die Erfas-
sung, Bilanzierung und Abrechnung der Elektrizitätslieferungen sowie der Netznutzung, an 
Dritte in dem Umfang weiterzugeben, wie dies zur ordnungsgemäßen technischen und 
kommerziellen Abwicklung der jeweiligen Pflichten erforderlich ist. Diese Regelungen schlie-
ßen eine Weitergabe an Behörden und Gerichte im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben nicht 
aus.  

 
3. Die technischen Einzelheiten für den Datenaustausch sind in der zwischen den Vertrags-

partnern abzuschließenden Vereinbarung über den elektronischen Datenaustausch geregelt, 
der diesem Vertrag als Anlage beiliegt. Diese Vereinbarung dient auch der Erfüllung der Vo-
raussetzungen des § 14 Abs. 3 Nr. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG).  

 
 
§ 16 Vollmacht  
 
Bei einer Geschäftsdatenanfrage nach GPKE sichert der Lieferant die Bevollmächtigung durch 
den Anschlussnutzer für diese zu. Der Lieferant stellt den Netzbetreiber von Haftungsansprü-
chen Dritter frei, die daraus resultieren, dass zugesicherte Vollmachten tatsächlich nicht oder 
nicht rechtswirksam vorliegen. Der Netzbetreiber behält sich vor, in begründeten Einzelfällen die 
Vorlage der Vollmacht zu verlangen. In einem solchen Fall genügt hierzu in der Regel die Über-
sendung einer Kopie der Vollmachtsurkunde als elektronisches Dokument.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
-------------------------------------------------------------------------------------- 
Anlage 2 zur Festlegung BK6-13-042, Excel-Format, abrufbar unter 
www.bundesnetzagentur.de/LRV-Strom  
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§ 17 Übergangs-und Schlussbestimmungen  
 
1. Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag können mit Zustimmung des jeweils anderen Ver-

tragspartners auf einen Dritten übertragen werden. Die Zustimmung darf nicht verweigert 
werden, sofern die technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des eintretenden Dritten 
gewährleistet ist. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der andere Vertragspartner nicht in-
nerhalb von sechs Wochen nach der schriftlichen Mitteilung über die Übertragung der Rechte 
und Pflichten schriftlich widerspricht. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge oder der Rechts-
nachfolge nach dem Umwandlungsgesetz oder in sonstigen Fällen der rechtlichen Entflech-
tung des Netzbetriebs nach § 7 EnWG gehen die Rechte und Pflichten des Vertrages ohne 
Zustimmung über. Eine Zustimmung ist auch dann nicht erforderlich, wenn es sich bei dem 
Rechtsnachfolger um ein verbundenes Unternehmen i. S. d. §§ 15 ff. AktG handelt. In diesen 
Fällen bedarf es lediglich der Mitteilung in Textform an den anderen Vertragspartner.  

 
2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags unwirksam oder undurchführbar sein oder wer-

den, so bleibt der Vertrag im Übrigen unberührt. Die Vertragspartner verpflichten sich, bis 
zum Inkrafttreten einer regulierungsbehördlich festgelegten Nachfolgefassung die unwirksa-
men oder undurchführbaren Bestimmungen durch andere, ihrem wirtschaftlichen Erfolg mög-
lichst nahe kommende Regelungen zu ersetzen. Zur Schließung von Regelungslücken sind 
die in der Präambel dieses Vertrages genannten Vertragsgrundlagen heranzuziehen. Der 
Netzbetreiber teilt Vereinbarungen nach Satz 2 unverzüglich schriftlich der Beschlusskam-
mer 6 der Bundesnetzagentur mit.  
 

3. Ändern sich die bei Vertragsschluss vorgefunden wirtschaftlichen, rechtlichen und wettbe-
werblichen Verhältnisse durch gesetzliche Vorgaben, behördliche Maßnahmen oder durch 
Regelungen zwischen den Verbänden der Stromwirtschaft auf nationaler oder internationaler 
Ebene während der Vertragslaufzeit wesentlich, so können die Vertragspartner bei der Be-
schlusskammer 6 der Bundesnetzagentur einen Antrag auf Anpassung des Mustervertrages 
stellen.  

 
4. Gibt der Netzbetreiber sein Netz oder einen Teil seines Netzes an einen anderen Netzbetrei-

ber ab, so richten sich die hierfür durchzuführenden Prozesse, insbesondere auch bezüglich 
der zugunsten des Netznutzers/Lieferanten zu beachtenden Informations-
/Rücksichtnahmepflichten nach dem von den Verbänden AFM+E, BDEW, GEODE sowie 
VKU erarbeiteten und veröffentlichten Prozessleitfaden „Netzbetreiberwechsel“ in der Fas-
sung vom 30.06.2014.  

 
5. Ist der Netznutzer ein Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts, öffentlich-

rechtliches Sondervermögen oder hat keinen allgemeinen Gerichtsstand in der Bundesre-
publik Deutschland, ist im Fall von Streitigkeiten das Gericht zuständig, bei dem der Netzbe-
treiber seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. Sofern der Netzbetreiber keinen allgemeinen 
Gerichtsstand in der Bundesrepublik Deutschland hat, ist der Gerichtsstand am Sitz der für 
ihn zuständigen Regulierungsbehörde.  

 
6. Mit Vertragsbeginn werden bis zu diesem Zeitpunkt zwischen den Vertragspartnern beste-

hende Vereinbarungen über die Netznutzung zur Entnahme von Elektrizität aus dem Elektri-
zitätsversorgungsnetz des Netzbetreibers unwirksam.  

 
7. Änderungen oder Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

Gleiches gilt für die Änderung der Schriftformklausel.  
 

8. Jeder Vertragspartner erhält eine Ausfertigung des Vertrages.  
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§ 18 Anlagen  
 
Die nachfolgend genannten Anlagen sind Bestandteile des Vertrages:  

a. Das im Zeitpunkt des Vertragsschlusses geltende Preisblatt des Netzbetreibers  
 

b. Kontaktdatenblatt Netznutzer/Netzbetreiber (elektronisch, XLS-Format)  
 

c. Vereinbarung über elektronischen Datenaustausch (EDI)  
 

d. Auftrag zur Unterbrechung der Anschlussnutzung (Sperrung) (elektronisch, XLS-Format) 
 

e. Zuordnungsvereinbarung 
 

 
 
 

 
Ort, ______________________________, den ___________________________  

Netzbetreiber______________________________________________________ 

Ort, ______________________________, den ___________________________  

Netznutzer_________________________________________________________ 

 

Anlage 2 zur Festlegung BK6-13-042, elektronisch abrufbar unter 
www.bundesnetzagentur.de/LRV-Strom.  
Anlage 3 zur Festlegung BK6-13-042.  
Anlage 4 zur Festlegung BK6-13-042, elektronisch abrufbar unter 
www.bundesnetzagentur.de/LRV-Strom.  
Gemäß der Festlegung von Marktregeln für die Durchführung der 
Bilanzkreisabrechnung (Strom) (BK6-07-002) in jeweils aktueller 
Fassung und soweit der Netznutzer zugleich Bilanzkreisverantwort-
licher ist.  
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Anlage a   Preisblatt Netznutzung Strom 

 

Zum 01.01.2015 gelten die nachstehend aufgeführten Netzentgelte: 

Die Entgelte für die Nutzung des Elektrizitätsversorgungsnetzes des Netzbetreibers beinhalten 
folgende Leistungen: 

� Nutzung der Netzinfrastruktur mit Betrieb, Bau und Instandhaltung der Kabel und Lei-
tungen, Schaltanlagen und Transformatoren. 

� Systemdienstleistungen, die für einen zuverlässigen und sicheren Betrieb des Netzes 
erforderlich sind. 

� Deckung der Verluste, die bei der Übertragung und Verteilung elektrischer Energie in 
den Betriebsmitteln entstehen und ausgeglichen werden müssen. 

Die Höhe des jeweiligen Netznutzungsentgeltes des Netzbetreibers bemisst sich nach der 
Spannungsebene, an der die Kundenanlage an das Elektrizitätsversorgungsnetz des Netzbe-
treibers angeschlossen ist. Dabei wird zwischen Kunden mit einer 1/4–h-Leistungsmessung und 
Kunden im Niederspannungsnetz ohne Leistungsmessung unterschieden. 
Die Preisstellung für die Nutzung des Elektrizitätsversorgungsnetzes ist abhängig von der Jah-
resbenutzungsdauer. Die Jahresbenutzungsdauer wird als Quotient aus der elektrischen Jah-
resarbeit (kWh) und der zugehörigen maximalen Jahreshöchstleistung (kW), gerundet auf volle 
Stunden/Jahr, ermittelt. 

 

Die Entgelte für die Netznutzung ergeben sich wie folgt: 

1. Entgelte für die Nutzung des Verteilnetzes der Netze Duisburg GmbH 

1.1. Jahresleistungspreissystem für Entnahme mit Leistungsmessung* 

Spannungsebene 

Jahresleistungspreissystem 
Jahresbenutzungsdauer Jahresbenutzungsdauer 

< 2.500 h/a >= 2.500 h/a 
Leistungspreis Arbeitspreis Leistungspreis Arbeitspreis 
EUR / kWa ct / kWh EUR / kWa ct / kWh 

Hochspannung (HS) 3,56 2,66 69,55 0,02 

Umspannung Hoch- / Mit-
telspannung  

4,50 2,92 68,11 0,38 

Mittelspannung (MS) 6,90 3,62 79,44 0,71 

Umspannung Mittel- / Nieder-
spannung  

7,20 3,97 88,36 0,72 

Niederspannung (NS) 8,35 4,15 70,61 1,65 
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1.2. Jahrespreissystem für Entnahme ohne Leistungsmessung* 

Spannungsebene 
Jahrespreissystem 
Grundpreis Arbeitspreis 
EUR / a ct / kWh 

Niederspannung (NS) 24,00 4,68 

1.3. Entnahme durch Elektro-Speicherheizungen ohne Leistungsmessung* 

Spannungsebene Arbeitspreis 
ct / kWh 

Niederspannung (NS) 2,37 

 

1.4. Monatsleistungspreissystem für Entnahme mit Leistungsmessung* 

Spannungsebene 
Monatsleistungspreissystem 
Leistungspreis Arbeitspreis 
EUR / kW und Monat ct / kWh  

Hochspannung (HS) 11,59 0,02 

Umspannung Hoch- / Mittelspannung  
(USp. HS/MS) 

11,35 0,38 

Mittelspannung (MS) 13,24 0,71 

Umspannung Mittel- / Niederspannung 
(USp. MS/NS) 

14,73 0,72 

Niederspannung (NS) 11,77 1,65 

 

1.5. Jahresleistungspreissystem für Entnahme mit Leistungsmessung - Netzreservekapa-
zität** 

Spannungsebene 
Netzreservekapazität 
0 bis 200 h/a 200 h/a bis 400 

h/a 
400 h/a bis 600 
h/a EUR / kWa EUR / kWa EUR / kWa 

Hochspannung (HS) 17,83 21,39 24,96 

Umspannung Hoch- / Mittelspannung  
(USp. HS/MS) 

25,35 30,42 35,49 

Mittelspannung (MS) 35,41 42,49 49,57 

Umspannung Mittel- / Niederspannung 
(USp. MS/NS) 

37,86 45,43 53,00 

Niederspannung (NS) 53,79 64,55 75,30 
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2. Entgelte für Messstellenbetrieb, Messung und Abrechnung 

2.1. Entgelte für Messstellenbetrieb 

2.1.1. Entnahme und Einspeisung mit Lastgangzählung** 

Spannungsebene der Messung Entgelt je Messeinrichtung 

 EUR / a 

HS – Hochspannung  560,49 

Preisabschlag für kundenseitig gestellten 
Wandlersatz 0,00 

MS – Mittelspannung  217,09 

Preisabschlag für kundenseitig gestellten 
Wandlersatz 25,00 

NS – Niederspannung  98,74 

Preisabschlag für kundenseitig gestellten 
Wandlersatz 9,00 

Preisabschlag für kundenseitig gestellte 
Telekommunikationseinrichtung 
(alle Spannungsebenen) 

5,00 

 

2.1.2. Entnahme und Einspeisung ohne Lastgangzählung** 

Zählerart Entgelt je Messeinrichtung 

 EUR / a 

Eintarifzähler 5,99 

Zweitarifzähler 8,93 

Stromwandler 25,19 

Schaltgerät 3,30 

 

2.1.3. Sonstige Zusatzgeräte** 

Zusatzgerät Entgelt je Zusatzgerät bzw. Kunde 

 EUR / a 
Telekommunikationskomponente  
Funk-Modem (z.B. GSM) 88,21 
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2.2. Entgelte für Messung/Ablesung** 

Kundengruppe Messung/Ablesung 

 EUR / a 

Kunden mit Leistungsmessung 1 177,00 

Kunden ohne Leistungsmessung  

bei jährlicher Messung/Ablesung 3,43 

bei halbjährlicher Messung/Ablesung 6,86 

bei vierteljährlicher Messung/Ablesung 13,72 

bei monatlicher Messung/Ablesung 41,16 

 
(1)  Der Preis gilt bei leistungsgemessenen Kunden pro Jahr für die tägliche Fernauslesung 

der Messdaten auf 1/4-h-Basis, Datenaufbereitung und auf Anforderung für die werktägliche 
Bereitstellung der Messdaten. 

 

2.3. Entgelte für Abrechnung** 

Kundengruppe Abrechnung 

 EUR / a 

Kunden mit Leistungsmessung 2 142,35 

Kunden ohne Leistungsmessung 3 10,95 

 
(2)  Leistungsgemessene Kunden werden turnusgemäß monatlich zzgl. Jahresendabrech-

nung abgerechnet. 
(3)  Der Preis versteht sich für Turnusabrechnungen im Jahreszyklus. 
 

2.4. sonstige Leistungen** 

Zusatzleistung Ablesung 

 EUR / Ablesung 

Zusätzlich beauftragte Zählerablesung 10,88 
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2.5. Entgelte für Blindstrom** 

Spannungsebene 
Blindstrom 
Induktiv  
ct / kvarh 

Grenzen für Entgeltberechnung cos ϕ < 0,9 

Hochspannung (HS) 1,00 

Umspannung Hoch- / Mittelspannung  
(USp. HS/MS) 

1,00 

Mittelspannung (MS) 1,00 

Umspannung Mittel- / Niederspannung 
(USp. MS/NS) 

1,00 

Niederspannung (NS) 1,00 

 

*  Alle vorgenannten Netzentgelte sind Nettopreise und verstehen sich zuzüglich der gesetzli-
chen Umsatzsteuer, Abgaben und gesetzlichen Zuschlägen (KWK: siehe Punkt 3, § 19 
StromNEV: siehe Punkt 4, mögliche weitere Aufschläge: siehe Punkte 5 und 6 und Konzessi-
onsabgabe: siehe Punkt 7 in der jeweils gültigen Höhe. 

** Alle vorgenannten Netzentgelte sind Nettopreise und verstehen sich zuzüglich der gesetzli-
chen Umsatzsteuer in der jeweils gültigen Höhe. 

 

3. Mehrkosten aus dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) 
 

Gemäß dem KWK-Gesetz ist der den Letztverbrauchern in Rechnung zu stellende KWK-
Aufschlag abhängig vom Jahresverbrauch je Abnahmestelle. Der KWK-Aufschlag auf das Netz-
nutzungsentgelt beträgt: 

Verbrauch KWK-Aufschlag 
ct / kWh 

Für die ersten 100.000 kWh 0,254 

oberhalb von 100.000 kWh 0,051 

oberhalb von 100.000 kWh 4 0,025 

 
(4)  Für Verbrauchsstellen, die dem produzierendem Gewerbe oder dem schienengebunde-

nen Verkehr zuzuordnen sind, deren  Stromkosten im vorangegangenen Kalenderjahr 4% des 
Umsatzes überstiegen (§ 9 Abs. 7 Satz 3 KWKG). Der Nachweis ist durch ein Testat zu er-
bringen. 
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4. § 19 StromNEV Umlage 
 

Gemäß § 19, Abs. 2, S. 14 und 15 StromNEV ist die den Letztverbrauchern in Rechnung zu stel-
lende § 19 StromNEV Umlage abhängig vom Jahresverbrauch je Abnahmestelle. Die § 19 
StromNEV Umlage auf das Netznutzungsentgelt beträgt inkl. der Rückabwicklung des Jahres 
2013: 

Verbrauch Bezeichnung § 19 StromNEV Umlage 
ct / kWh 

Für die ersten 100.000 
kWh A 0,237 

oberhalb von 100.000 
bis 1.000.000 kWh 

A+ 0,227 

oberhalb von 100.000 
bis 1.000.000 kWh 4 A++ 0,227 

oberhalb von 1.000.000 
kWh 

B’ 0,050 

oberhalb von 1.000.000 
kWh 4 

C’ 0,025 

 
(4)  Für Verbrauchsstellen, die dem produzierendem Gewerbe oder dem schienengebunde-

nen Verkehr zuzuordnen sind, deren  Stromkosten im vorangegangenen Kalenderjahr 4% des 
Umsatzes überstiegen (§ 9 Abs. 7 Satz 3 KWKG). Der Nachweis ist durch ein Testat zu er-
bringen. 

 

5. Offshore-Haftungsumlage 
 

Die Offshore-Haftungsumlage gemäß § 17 f Abs. 5 EnWG wird in folgender Höhe erhoben: 

Verbrauch Offshore-Haftungsumlage 
ct / kWh 

Für die ersten 1.000.000 kWh -0,051 

oberhalb von 1.000.000 kWh 0,050 

oberhalb von 1.000.000 kWh 4 0,025 

 
(4)  Für Verbrauchsstellen, die dem produzierendem Gewerbe oder dem schienengebunde-

nen Verkehr zuzuordnen sind, deren  Stromkosten im vorangegangenen Kalenderjahr 4% des 
Umsatzes überstiegen (§ 9 Abs. 7 Satz 3 KWKG). Der Nachweis ist durch ein Testat zu er-
bringen. 
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6. Umlage für abschaltbare Lasten 
 

Die den Letztverbrauchern gemäß § 13 Abs. 4b S. 6 EnWG i.V.m. § 18 Abs. 1 AbLaV in Rech-
nung zu stellende Umlage für abschaltbare Lasten ist verbrauchsunabhängig und wird in folgen-
der Höhe erhoben: 

Verbrauch Umlage für abschaltbare Lasten 
ct / kWh 

verbrauchsunabhängig 0,006 

 

7. Konzessionsabgabe 
 
Die Konzessionsabgaben richten sich nach der gültigen Konzessionsabgabenverordnung und 
werden in voller Höhe an die Gemeinde weitergeleitet. Sie beträgt derzeit für das Versorgungs-
gebiet Duisburg (Gemeinde bis 500.000 Einwohner): 

 Konzessionsabgabe 
ct / kWh 

Jahresverbrauch <= 30.000 kWh oder 
Jahreshöchstleistung < 30 kW 

1,99 

Jahresverbrauch > 30.000 kWh und 
Jahreshöchstleistung > 30 kW  
(mindestens zwei Monate pro Abrech-

0,11 

Schwachlast 0,61 

 
Eine Befreiung von der Konzessionsabgabe kommt in Anwendung von § 2 Abs. 4 S. 1 KAV in 
Betracht. 
 

8. Preis für Mehr-/ Mindermengen 
 
Die Mehr-/ Mindermengen ergeben sich aus der Differenz zwischen der prognostizierten Energie 
und der vom Kunden tatsächlich bezogenen Energie. Die Skalierung der Lastprofile wird vom 
Netzbetreiber anhand der Vorjahresverbräuche vorgegeben. 
Als einheitliche Preise für die Mehrmengen sowie für die Mindermengen gelten die vom BDEW 
auf seiner Website veröffentlichten SLP-Monatsmarktpreise (MMP) für die Mehr- und Minder-
mengenabrechnung. 
 

9. Zahlungsverzug  

 
Die Kosten aus Zahlungsverzug sind wie folgt zu bezahlen: 
 
Mahnung = (frühestens 1 Woche nach Fälligkeit) 0,5% des Forderungsbetrages, mindestens 
3,80 EUR. 
 
Vom Zeitpunkt der Einleitung des gerichtlichen Mahnverfahrens Verzugszinsen in der gesetzlich 
zulässigen Höhe. 
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Berechnungsgrundlage für vorgenannte Mindestbeträge ist die zzt. gültige tarifliche Stundenver-
gütung West des Tarifvertrages für Versorgungsbetriebe (TV-V) der Entgeltgruppe 5, Stufe 3. 
Ändert sich diese, ändern sich vorgenannte Mindestbeträge entsprechend. 
 

10. Sonstige Aufwendungen 

 
Aufwendungen für Tätigkeiten außerhalb dieser Preisstellungen sind nach Aufwand und in Ab-
sprache mit dem Netzbetreiber zu vergüten. 
 

11. Umsatzsteuer 
 
Alle Nettopreise verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer in der jeweils gültigen 
Höhe. Die ausgewiesenen Bruttopreise basieren auf der zurzeit gültigen Umsatzsteuer in Höhe 
von 19%. 
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Anlage   b  

Kontaktdatenblatt Netzbetreiber 
Stand: 
16.04.2015 

Anschrift     
Name Netze Duisburg GmbH  
Straße Hausnr. Bungertstr. 27  
PLZ Ort 47053  Duisburg 
Telefon 0203 / 604-0  
Fax 0203 / 604 - 2737  
Internet          www.netze-duisburg.de 
Umsatzsteuer-ID DE252113622  

Marktrolle BDEW-Codenummern / Global Location Number (GLN) Strom 
Verteilnetzbetreiber 9900154000008  
Messstellenbetreiber 9910158000003  
Messdienstleister 9910157000004  

Bilanzierungsgebiet(e) (EIC-Code) 
11YR00000002363L        

E-Mail-Adresse für den elektronischen Datenaustausch (1:1 Marktkommunikation) 
edifact@edi.netze-duisburg.de 

 Wir senden und akzeptieren EDIFACT-Nachrichten grundsätzlich nur im aktuellen, von der Bundesnetz-
agentur vorgegebenen, Format. 
Für Anfragen außerhalb der Standard-EDIFACT-Kommunikation benutzen Sie bitte folgende Kommuni-
kationsadressen: 
Fachliche Ansprechpartner Allgemein 
Thema E-Mail Telefon Fax 
Vertragsmanagement 

 
    

· Lieferantenrahmenvertrag wechselprozesse@netze-duisburg.de 0203/6042703 0203/6042737 
· EDI-Vereinbarung       
· Zuordnungsvereinbarung       
· MSB - MDL       
EDIFACT       
· allgemeine Themen wechselprozesse@netze-duisburg.de 0203/6042703   0203/6042737 
· Umstellung INVOIC       
· Verschlüsselung/Signatur       

Fachliche Ansprechpartner GPKE/Einspeiserprozesse 
Thema E-Mail Telefon Fax 
UTILMD       

· Lieferantenwechsel wechselprozesse@netze-duisburg.de 0203/6043752  0203/6042737  
INVOIC abrechnung@netze-duisburg.de 0203/6042118 0203/6042737  
REMADV       
· Zahlungsverkehr sak@netze-duisburg.de 0203/6042793 0203/6042737 
· Debitorenmanagement       
Bilanzierung    
· Strom bilanzierunge@netze-duisburg.de  0203/6042567  0203/6042737  
· Zuordnungsermächtigung      
Mehr- Mindermengen       
· Clearing bilanzierunge@netze-duisburg.de  0203/6042567  0203/6042737  
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Fachlicher Ansprechpartner MSCONS 
Thema E-Mail Telefon Fax 
MSCONS 
· Zählerstände SLP 

 
wechselprozesse@netze-duisburg.de  0203/6043752   0203/6042737 

MSCONS       
· Lastgänge RLM wechselprozesse@netze-duisburg.de   0203/6042567  0203/6042737 

    
Sonstige Ansprechpartner 
Thema E-Mail Telefon Fax 
Abrechnung RLM-Kunden abrechnung@netze-duisburg.de  0203/6043633 0203/6042737 
Abrechnung SLP-Kunden abrechnung@netze-duisburg.de  0203/6043644 0203/6042737 

 Bankverbindung 
Geldinstitut Stadtsparkasse Duisburg 
IBAN DE19350500000200070944  
BIC DUISDE33XXX 
USt-ID DE252113622  

  
Weitere Informationen 

Aufgrund der Komplexität und Anzahl der verschiedenen Schaltungen im Netzgebiet Duisburg können 
wir Schaltzeiten nur auf Anfrage benennen aber die Schaltzeiten für registrierende Leistungsmessungen 

lauten wie folgt: 
Sommerzeit 07:00 bis 18:00 HT 
Sommerzeit 18:00 bis 07:00 NT 
Winterzeit 06:00 bis 21:00 HT 
Winterzeit 21:00 bis 06:00 NT 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 

Stand 16.04.2015  Seite 27 

Anlage c   Vereinbarung über den elektronischen Datenaustausch (EDI) 
 

1  Zielsetzung und Geltungsbereich 

 

1.1 Die "EDI-Vereinbarung", nachfolgend "die Vereinbarung" genannt, legt die rechtlichen 
Bedingungen und Vorschriften fest, denen die Parteien bei der Abwicklung von Transak-
tionen im Rahmen des Geschäftsprozesses Netznutzungsabrechnung mit Hilfe des elekt-
ronischen Datenaustausches (EDI) unterliegen. Hinsichtlich des automatisierten Daten-
austauschs hat die Bundesnetzagentur verbindliche Festlegungen zu einheitlichen Ge-
schäftsprozessen und Datenformaten für Strom (GPKE) und Gas (GeLi Gas) getroffen. 
Der Datenaustausch erfolgt auf der Grundlage dieser Festlegungen in ihrer jeweils gülti-
gen Fassung in Verbindung mit den entsprechenden Mitteilungen der Bundesnetzagentur 
und den gültigen Nachrichten- und Prozessbeschreibungen zu den festgelegten Forma-
ten. Der Lieferantenwechselprozess ist ausschließlich im Lieferantenrahmenvertrag ge-
regelt. 

1.2 Die Vereinbarung besteht aus den nachfolgenden rechtlichen Bestimmungen und wird 
durch einen Technischen Anhang ergänzt. 

1.3 Sofern die Parteien nicht anderweitig übereinkommen, regeln die Bestimmungen der 
Vereinbarung nicht die vertraglichen Verpflichtungen, die sich aus den über EDI abgewi-
ckelten Transaktionen ergeben. 

 

2  Begriffsbestimmungen 

2.1 Für die Vereinbarung werden die nachstehenden Begriffe wie folgt definiert: 

2.2 EDI: 

Als elektronischer Datenaustausch wird die elektronische Übertragung kommerzieller und 
administrativer Daten zwischen Computern nach einer vereinbarten Norm zur Strukturie-
rung einer EDI-Nachricht bezeichnet. 

2.3 EDI-Nachricht: 

Als EDI-Nachricht wird eine Gruppe von Segmenten bezeichnet, die nach einer verein-
barten Norm strukturiert, in ein rechnerlesbares Format gebracht wird und sich automa-
tisch und eindeutig verarbeiten lässt. 

2.4 UN/EDIFACT: 

Gemäß der Definition durch die UN/ECE (United Nations Economic Commission for Eu-
rope - Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa) umfassen die Vor-
schriften der Vereinten Nationen für den elektronischen Datenaustausch in Verwaltung, 
Handel, Transport und Verkehr eine Reihe international vereinbarter Normen, Verzeich-
nisse und Leitlinien für den elektronischen Austausch strukturierter Daten, insbesondere 
für den Austausch zwischen unabhängigen rechnergestützten Informationssystemen in 
Verbindung mit dem Waren- und Dienstleistungsverkehr.  

 

3  Verarbeitung und Empfangsbestätigung von EDI-Nachrichten 

3.1 Die Nachrichten werden so bald wie möglich nach dem Empfang verarbeitet, in jedem 
Fall jedoch innerhalb der in GPKE/ GeLi Gas festgelegten Fristen. 
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3.2 Eine Empfangsbestätigung ist nach den Festlegungen der Bundesnetzagentur (GPKE 
und GeLi Gas) bzw. nach dem Lieferantenrahmenvertrag erforderlich. 

 
4  Sicherheit von EDI-Nachrichten¹ 

4.1 Die Parteien verpflichten sich, Sicherheitsverfahren und -maßnahmen durchzuführen und 
aufrechtzuerhalten, um EDI-Nachrichten vor unbefugtem Zugriff, Veränderungen, Verzö-
gerung, Zerstörung oder Verlust zu schützen. 

4.2 Zu den Sicherheitsverfahren und -maßnahmen gehören die Überprüfung des Ursprungs, 
die Überprüfung der Integrität, die Nichtabstreitbarkeit von Ursprung und Empfang sowie 
die Gewährleistung der Vertraulichkeit von EDI-Nachrichten. 

Sicherheitsverfahren und -maßnahmen zur Überprüfung des Ursprungs und der Integri-
tät, um den Sender einer EDI-Nachricht zu identifizieren und sicherzustellen, dass jede 
empfangene EDI-Nachricht vollständig ist und nicht verstümmelt wurde, sind für alle 
Nachrichten obligatorisch. Bei Bedarf können im Technischen Anhang zusätzliche Si-
cherheitsverfahren und -maßnahmen festgelegt werden. 

4.3 Führen die Sicherheitsverfahren und -maßnahmen zur Zurückweisung einer EDI-
Nachricht informiert der Empfänger den Sender darüber unverzüglich.  

Der Empfänger einer EDI-Nachricht, die zurückgewiesen wurde oder einen Fehler ent-
hält, reagiert erst dann auf die Nachricht, wenn er Anweisungen des Senders empfängt.  

 

5  Vertraulichkeit und Schutz personenbezogener Daten  

5.1 Die Parteien gewährleisten, dass EDI-Nachrichten mit Informationen, die vom Sender 
oder im beiderseitigen Einvernehmen der Parteien als vertraulich eingestuft werden, ver-
traulich gehandhabt und weder an unbefugte Personen weitergegeben oder gesendet, 
noch zu anderen als von den Parteien vorgesehenen Zwecken verwendet werden. Das 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ist  zu beachten. 

Mit entsprechender Berechtigung unterliegt die weitere Übertragung derartiger vertrauli-
cher Informationen demselben Vertraulichkeitsgrad. 

5.2 EDI-Nachrichten werden nicht als Träger vertraulicher Informationen betrachtet, soweit 
die Informationen allgemein zugänglich sind. 

 

6  Aufzeichnung und Archivierung von Nachrichten 

6.1 Jede Partei archiviert ein vollständiges, chronologisches Protokoll aller von den Parteien 
während einer geschäftlichen Transaktion im Sinne des Art. 1 ausgetauschten EDI-
Nachrichten unverändert und sicher gemäß den Fristen und Spezifikationen, die durch 
die bestehenden rechtlichen Grundlagen (insbesondere nach den handels- und steuer-
rechtlichen Vorschriften und nach GPKE /GeLi Gas) vorgeschrieben sind. Die Service-
nachrichten CONTROL und APERAK fallen nicht unter diese Archivierungsvorschriften.  

6.2 Die Nachrichten werden vom Sender im übertragenen Format und vom Empfänger in 
dem Format archiviert, in dem sie empfangen werden. Hierbei ist zusätzlich sicher zu 
stellen, dass die Lesbarkeit über den gesetzlichen Aufbewahrungszeitraum gewährleistet 
wird.  

________________ 

Zur Gewährleistung einer sicheren Kommunikation zwischen den Parteien wird auf die Sicherheitsrahmenbedingun-
gen für den elektronischen Geschäftsverkehr im deutschen Strommarkt (Vedis-Empfehlung) verwiesen (siehe 
dazu auch Technischer Anhang).Weitere Informationen zu VEDIS finden Sie un-
ter:http://www.bdew.de/bdew.nsf/ld/DE_Datensicherheit. 

 



 
 

 

Stand 16.04.2015  Seite 29 

6.3 Die Parteien stellen sicher, dass elektronische Protokolle der EDI-Nachrichten problemlos 
zugänglich sind und bei Bedarf in einer für Menschen lesbaren Form reproduziert und 
gedruckt werden können. Betriebseinrichtungen, die hierzu erforderlich sind, müssen bei-
behalten werden. 

 
7  Technische Spezifikationen und Anforderungen² 

 
Der Technische Anhang enthält die technischen, organisatorischen und verfahrenstech-
nischen Spezifikationen und Anforderungen für den Betrieb von EDI gemäß den Bestim-
mungen dieser Vereinbarung, zu denen beispielsweise die folgenden Bedingungen ge-
hört: 

 
- Kontaktdaten 

 

8  Inkrafttreten, Änderungen, Dauer und Teilnichtigkeit 

 

8.1 Laufzeit 

 
Die Vereinbarung tritt mit dem Datum der Unterzeichnung durch die Parteien in Kraft.  
 
Jede Partei kann die Vereinbarung mit einer Kündigungsfrist von einem Monat zum Ende 
eines Kalendermonats schriftlich kündigen.  
 
Ungeachtet einer Kündigung bestehen die in den Ziffern 5 und 6 genannten Rechte und 
Pflichten der Parteien auch nach der Kündigung fort. 
 

8.2 Änderungen 
 

Bei Bedarf werden von den Parteien schriftlich vereinbarte zusätzliche oder alternative 
Bestimmungen zu der Vereinbarung ab dem Zeitpunkt ihrer Unterzeichnung als Teil der 
Vereinbarung betrachtet. 

 
8.3 Teilnichtigkeit 
 

Sollte ein Artikel oder ein Teil eines Artikels der Vereinbarung als ungültig erachtet wer-
den, bleiben alle übrigen Artikel vollständig in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

_____________________ 

Soweit alle Fragen, die im technischen Anhang geregelt sind, bereits Teil des Lieferantenrahmenvertrages 
sind, reicht an dieser Stelle auch ein Hinweis auf dem Lieferantenrahmenvertrag. 
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Technischer Anhang: 

 
(Der technische Anhang ist wie der Vertrag selbst als Muster zu verstehen und muss individuell 
auf die Umstände der jeweiligen Vertragspartner angepasst werden. Sollten bestimmte 
Einzelheiten bereits im Lieferantenrahmenvertrag geregelt sein (wie z.B. Ansprechpartner), 
können solche Punkte im technischen Anhang auch vollständig entfallen.) 
 
1. Ansprechpartner 
- Technische Fragen 
- Vertragliche Fragen 
- Briefadresse 
- Faxadresse 
- Email Adresse 
 
2. Die Vertragsparteien kommunizieren über folgenden Übertragungsweg: 
(s. unter anderem Kommunikationsrichtlinie) 
- Kommunikationsprotokoll (z.B. SMTP, FTP, http, HTTPS) 
- Kommunikationsadresse (z.B. edifact@server.de, ftp.domainname.de) 
- Kommunikationsidentifikation (z.B. Username, Signatur, Absenderadresse) 
- Maximale Sendungsgröße gemäß Kommunikationsrichtlinie 
- Kompressionsart mit Version (G ZIP) 
- ggf. Multivolume oder Containerarchive 
 
3. Der Übertragungsweg ist wie folgt gesichert (s. VEDIS) 
- Verschlüsselungsverfahren (SMIME, AS2) 
- Verschlüsselungsparameter 
 
4. Die Datenübertragung erfolgt im folgenden Format: 
- INVOIC in der jeweils von der Bundesnetzagentur vorgegebenen Version, veröffentlicht 
unter www.edi-energy.de 
- REMADV in der jeweils von der Bundesnetzagentur vorgebenen Version veröffentlicht 
unter www.edi-energy.de 
- Dateinamenskonvention (gemäß Kommunikationsrichtlinie der Bundesnetzagentur „Verfah-
rensbeschreibung zur Abwicklung des Austauschs von EDIFACT Dateien“) 
- Codepflegende Stellen sind: 
- UN für EDIFACT-Syntax 
- GS1 für ILN-Nummer 
- DVGW-Codenummer 
- Netzbetreiber für Zählpunkte 
- BDEW für alle anderen (z.B.: Rechnungstypen, Artikelnummern) 
 
5. Vedis-Empfehlung zur Datensicherheit 
Zur Gewährleistung einer sicheren Kommunikation zwischen den Parteien wird auf die Sicher-
heitsrahmenbedingungen für den elektronischen Geschäftsverkehr im deutschen Strommarkt 
(Vedis-Empfehlung3) bei Verwendung von E-Mail als Übertragungsweg und auf 
die Studie über sichere webbasierte Übertragungswege, Version 2.0, verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
_____________________ 
3Weitere Informationen zu VEDIS: http://www.bdew.de/bdew.nsf/id/DE_Datensicherheit 
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Anlage d…Auftrag zur Unterbrechung der Anschlussnutzung (Sperrung) 
 

 
 an Netzbetreiber     

Firma Netze Duisburg GmbH  
Abteilung / Ansprech-
partner NW-W 
Straße Hausnr. Bungertstr. 27 
PLZ Ort 47053 Duisburg 
Telefon 0203/604-3697 
Fax 0203/604-2737  
E-Mail wechselprozesse@netze-duisburg.de  

      
von Lieferant     
Firma   
Abteilung / Ansprech-
partner   
Straße Hausnr.   
PLZ Ort   
Telefon   
Fax   
E-Mail   

Der Lieferant beauftragt den Netzbetreiber nach Maßgabe des zwischen Lieferant und Netzbe-
treiber geschlossenen Netznutzungsvertrages (Lieferantenrahmenvertrag), die Anschlussnut-
zung an der nachfolgend aufgeführten Entnahmestelle des vom Lieferanten belieferten Letzt-
verbrauchers innerhalb von 6 Werktagen zu unterbrechen. 

Entnahmestelle     
Straße Hausnr.   
PLZ Ort   
Zählpunktbezeichnung   
Zähler-Nr.   
Letzverbraucher     
Name, Vorname / Firma   
Straße Hausnr.   
PLZ Ort   

Der Lieferant versichert, 
 • dass er dem Anschlussnutzer gegenüber  vertraglich zur Sperrung berechtigt ist, 
 • dass die Voraussetzungen zur Sperrung vorliegen und 
 • dass dem Letzverbraucher keine Einreden und Einwendungen zustehen,  
   welche die Voraussetzungen der Unterbrechung der Anschlussnutzung entfallen lassen. 

Der Lieferant stellt den Netzbetreiber von sämtlichen Schadenersatzansprüchen frei, die sich 
aus einer unberechtigten Unterbrechung ergeben. 
 
 
 

Der Lieferant trägt die Kosten der Sperrung. Gleiches gilt für die auf die Wiederherstellung der 
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Anschlussnutzung (Entsperrung) entfallenden Kosten, wenn die Entsperrung vom Lieferanten 
beauftragt wird. Die Kosten richten sich nach den zum Zeitpunkt der Sperrung/Entsperrung gel-
tenden Preisen des Netzbetreibers. 
 

Ist eine Sperrung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich, wird der Netzbe-
treiber den Lieferanten hierüber unverzüglich informieren und mit ihm evt. weitere Schritte ab-
stimmen. Als solcher Grund gilt insbesondere eine gerichtliche Verfügung, welche die Sperrung 
untersagt. 

Ort, Datum, Name        
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Anlage e   Zuordnungsvereinbarung 
 
 
 
 
zwischen 
 
 
Netze Duisburg GmbH 
Bungertstr. 27 
47053 Duisburg 
 
 
- Verteilnetzbetreiber (VNB) - 
 
 
und 
 
 
RheinEnergie Trading GmbH 
Parkgürtel 24 
50823 Köln 
 
 
- Bilanzkreisverantwortlicher (BKV) - 
 
 
 
- gemeinsam als Vertragsparteien bezeichnet - 
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1. Gegenstand der Vereinbarung 
 
Diese Vereinbarung regelt die Rechte und Pflichten der Parteien bei der Durchführung der Bi-
lanzkreisabrechnung Strom. Ist der BKV im Netz des VNB zugleich auch Netznutzer bzw. Liefe-
rant, so findet diese Vereinbarung in Form eines Moduls zum Netznutzungsvertrag bzw. Liefe-
rantenrahmenvertrag Verwendung. 
 
2. Zuordnungsermächtigung 
 
Der BKV gestattet dem VNB die Zuordnung von Einspeise- und Entnahmestellen Dritter zu ei-
nem Bilanzkreis des BKV nach Maßgabe der beigefügten Zuordnungsermächtigung (Anlage 1 
zu diesem Vertrag). 
 
3. Mitwirkung am Datenclearing gemäß MaBiS 
 
3.1.  Die Vertragsparteien verpflichten sich, an der Bilanzkreisabrechnung mitzuwirken nach 

Maßgabe der Festlegung BK6-07-002 (MaBiS) der Bundesnetzagentur, den zur weiteren 
Ausgestaltung verbändeübergreifend und unter Begleitung durch die Bundesnetzagentur 
erarbeiteten Spezifikationen in jeweils aktueller Fassung sowie unter Beachtung der von 
der Bundesnetzagentur hierzu veröffentlichten Mitteilungen. 

 
3.2.   Hinsichtlich des Clearings der vom VNB bereitzustellenden bilanzierungswirksamen Da-

ten gilt insbesondere: Legt eine der Vertragsparteien konkrete Anhaltspunkte dar, die An-
lass zur Prüfung und gegebenenfalls Korrektur von Daten oder zur Übermittlung einer 
veränderten Prüfungsmitteilung in Bezug auf Daten geben, so hat die jeweils andere Ver-
tragspartei unverzüglich die erforderlichen Schritte im Rahmen des Clearings zu ergrei-
fen. 

 
4. Klärung und Korrektur fehlerhafter Bilanzierungsdaten 
 
4.1   Beide Vertragsparteien haben das Recht, Einwände gegen die zur Durchführung der Bi-

lanzkreisabrechnung übermittelten VNB-Daten zu erheben und entsprechende Änderun-
gen zu verlangen. Dabei ist insbesondere die Bindungswirkung der Datenlage nach Ziffer 
1.1. der Anlage 1 der MaBiS zu beachten, die Ausgangspunkt für den finanziellen Aus-
gleich von weiterhin bestehenden Einwänden ist. 

 
4.2   Sind die Daten spätestens bis zum Ende des 7. Monats nach dem Liefermonat korrigier-

bar, so erfolgt die Berücksichtigung im Rahmen der Korrektur-Bilanzkreisabrechnung. Ein 
finanzieller Ausgleich zwischen den Parteien findet nicht statt. 

 
4.3   Nach Ende des 7. Monats nach dem Liefermonat erfolgt der Ausgleich für fehlerhafte 

VNB-Daten, deren Korrektur im Rahmen der Korrektur-Bilanzkreisabrechnung keine Be-
rücksichtigung mehr finden konnte, in finanzieller Form. 

 
4.3.1  Der VNB bildet hierzu unverzüglich eine Abweichungszeitreihe zwischen der in die Kor-

rektur-Bilanzkreisabrechnung eingegangenen Zeitreihe (Zeitreihe mit Datenstatus „Abge-
rechnete Daten KBKA“) und der korrigierten Zeitreihe und übermittelt diese zur Prüfung 
an den BKV. Der BKV wird innerhalb von 15 Werktagen (WT) eine positive oder negative 
Rückmeldung auf die Abweichungszeitreihe geben. Über die Details der operativen Ab-
wicklung werden sich die Vertragsparteien rechtzeitig vorher verständigen. 
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4.3.2  Basis für die Höhe des finanziellen Ausgleichs zwischen VNB und BKV ist der ¼-h- Aus-

gleichsenergiepreis des Bilanzkoordinators (BIKO) und der ¼-h-Energiewert dieser Ab-
weichungszeitreihe. Der VNB sendet die Rechnungen bzw. Gutschriften innerhalb von 15 
WT nach Erhalt der positiven Rückmeldung des BKV an den BKV. Rechnungen werden 
frühestens zwei Wochen nach Zugang fällig. Gutschriften sind abweichend vom vorste-
henden Satz spätestens zwei Wochen nach dem Ausstellungsdatum der Gutschrift aus-
zuzahlen. Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist der Eingang des Geldbetrages auf 
dem Konto der Vertragspartei. 

 
4.4  Die Geltendmachung eines weiteren Schadensersatzes bleibt unberührt. 
 
5. Laufzeit und Kündigung 
 
5.1  Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2016 in Kraft und läuft auf unbestimmte Zeit. Eine se-

parat geschlossene Zuordnungsvereinbarung tritt zu diesem Zeitpunkt außer Kraft. Im 
Fall der Verwendung als Modul zum Netznutzungsvertrag / Lieferantenrahmenvertrag tritt 
diese Vereinbarung zeitgleich mit dem Netznutzungsvertrag / Lieferantenrahmenvertrag, 
jedoch frühestens zum 01.01.2016 in Kraft. Wird der Lieferantenrahmenvertrag gekün-
digt, endet auch die Laufzeit des Moduls Zuordnungsvereinbarung. 

 
5.2  Diese Vereinbarung kann ungeachtet der vorstehenden Ziffer auch von beiden Parteien 

gesondert schriftlich gekündigt werden. Die Kündigung ist jeweils zum Ersten eines Mo-
nats unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei Monaten möglich. 

 
5.3  Ansprüche zwischen den Vertragsparteien, die während der Laufzeit dieses Vertrages 

entstanden sind, bleiben von der Beendigung dieses Vertrages unberührt. 
 
6. Schlussbestimmungen 
 
6.1  Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung können mit Zustimmung der jeweils ande-

ren Partei auf einen Dritten übertragen werden. Die Zustimmung darf nicht verweigert 
werden, sofern die technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des eintretenden 
Dritten gewährleistet ist. Eine Zustimmung ist ausnahmsweise nicht erforderlich bei der 
Übertragung von Rechten und Pflichten auf ein mit der jeweiligen Vertragspartei verbun-
denes Unternehmen i.S.d. §§ 15 ff. AktG. In den Fällen der Gesamtrechtsnachfolge, ins-
besondere nach Umwandlungsrecht, gelten anstelle des Vorstehenden die gesetzlichen 
Bestimmungen. 

 
6.2  Sollten einzelne Bestimmungen des Moduls Zuordnungsvereinbarung unwirksam oder 

undurchführbar sein oder werden, so bleibt die Vereinbarung im Übrigen davon unbe-
rührt. Die Parteien verpflichten sich, die unwirksamen oder undurchführbaren Bestim-
mungen durch andere, ihrem wirtschaftlichen Erfolg möglichst gleichkommende zu erset-
zen. 

 
6.3  Die in Ziffer 3.1 genannte Festlegung in ihrer jeweils gültigen Fassung und die dazu ver-

öffentlichten Mitteilungen gehen etwa entgegenstehenden Regelungen dieser Vereinba-
rung vor. 
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6.4  Die Parteien werden die im Zusammenhang mit der Durchführung dieser Vereinbarung 

erhobenen, übermittelten oder zugänglich gemachten personenbezogenen Daten ver-
traulich behandeln. Dies gilt namentlich hinsichtlich der Beachtung von § 9 EnWG und 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen. Die Parteien sind berechtigt, Verbrauchs-, 
Abrechnungs- und Vertragsdaten an Dritte in dem Umfang weiterzugeben, wie dies zur 
ordnungsgemäßen technischen und kommerziellen Abwicklung der jeweiligen Pflichten 
erforderlich ist. Diese Regelungen schließen eine Weitergabe an Behörden und Gerichte 
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben nicht aus. 

 
6.5  Mit Wirksamwerden dieser Vereinbarung werden bis zu diesem Zeitpunkt zwischen den 

Parteien in diesen Marktrollen bestehende Vereinbarungen über die Abwicklung der Bi-
lanzkreisabrechnung unwirksam. 

 
6.6  Änderungen oder Ergänzungen der Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 

Schriftform. Gleiches gilt für die Änderung dieser Schriftformklausel. 
 
6.7  Der Gerichtsstand ist der Sitz des VNB. 
 
6.8  Jede Partei erhält eine Ausfertigung dieser Vereinbarung. 
 
6.9  Änderungen der Anlage 2 werden sich die Parteien unverzüglich mitteilen. 
 
6.10  Die Anlagen sind Bestandteile dieser Vereinbarung. 
 
 
 
Anlage 1: Zuordnungsermächtigung (Muster) 
Anlage 2: Datenblatt 
 
 
__________________, den ___________  Duisburg, den ___________________ 
 
 
 
 
 
 
__________________________________  _______________________________ 
BKV (Unterschrift/Stempel)     VNB (Unterschrift/Stempel) 
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Anlage 1: Zuordnungsermächtigung 
Lieferant / Einspeiser 

Firma  

Marktpartner ID  

Strasse / Hausnummer  

PLZ / Ort  
 

Verteilnetzbetreiber 
Firma Netze Duisburg GmbH 

Marktpartner ID 9900154000008 

Strasse / Hausnummer Bungertstr. 27 

PLZ / Ort 47053 Duisburg  
 

Bilanzkreisverantwortlicher 
Firma  

Marktpartner ID  

Strasse / Hausnummer  

PLZ / Ort  

Ansprechpartner / Ansprechstelle  

Telefon  

Telefax  

E-Mail  
 
 
Regelzone (EIC)  

Bilanzkreis (EIC)  

Beschränkung auf  
Bilanzierungsgebiete (EIC) 

 
 Nein 
 Ja          (wenn „JA“ EIC(s) angeben) 

 
 

Beschränkung auf Zeitreihentypen 

 
 Nein 
 Ja         (wenn „JA“ Zeitreihentypen angeben) 

 
 

Beginn zum 00:00 Uhr (nur zum Monatsersten) 

Änderung zum 00:00 Uhr (nur zum Monatsersten) 

Ende zum 24:00 Uhr (nur zum Monatsletzten) 
 
Der Bilanzkreisverantwortliche gestattet dem Verteilnetzbetreiber gemäß vorstehenden Angaben 
die Zuordnung von Zählpunkten des Lieferanten / Einspeisers zu seinem Bilanzkreis. 
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Anlage 2: 
 
Datenblatt VNB 
 
Vereinbarungsfragen und Datenklärung 
 
 
Ansprechpartner:  Dennis Hecht 
 
Telefon: 0203 / 604 – 2567 
 
Telefax: 0203 / 604 – 2052 
 
E-Mail: bilanzierunge@netze-duisburg.de 
E-Mail-Adresse des VNB 
für Edifact-Übermittlungen: edifact@edi.netze-duisburg.de 
 
Marktpartner-ID VNB: 9900154000008 
 
 
 
Datenblatt BKV 
 
 
Vereinbarungsfragen Datenklärung 
 
 
 
Ansprechpartner:  
 
Telefon: 
 
Telefax: 
 
E-Mail: 
 
Anschrift (soweit abweichend von Seite 1): 
 
 
 
 
E-Mail-Adresse des BKV 
für Edifact-Übermittlungen: 
 
Marktpartner-ID BKV: 
 
 
Bilanzkreise des BKV (soweit nicht in Anlage 1 genannt): 
 


